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[bookmark: _Toc122088167]VL 1 «Einführung» vom 21.9.2022

Zum Einstieg einige aktuelle Beispiele von demokratietheoretischen Problemen. 
Kongruenz-Problem (David Held, 1991): Problem, wenn «Citizen-Voters» und «People in a bounded territory» nicht mehr dieselben sind!

Die Kongruenz zwischen Nationalstaat und grösseren Kontext ist nicht mehr gegeben.

Bsp: Atommüllager nahe DE-Grenze, Fluglärm vom Flughafen ZH, usw.  ->viele aktuelle Beispiele dieser Problematik

[image: ]

Fragen zu Legitimation & Mehrheitsentscheidung (Claus Offe, 1984) 
· Angemessene Entscheidungsregel für Fragen, die alle stark betreffen: 50%? 2/3 Mehrheit? Warum nicht 65% oder 67%? 
· Kongruenz-Problem in zeitl. Hinsicht: Aktuelle Entscheidungen betreffen (v.a.) zukünftige Generationen: Diese sind u18 (kein Stimmrecht) oder noch gar nicht geboren. Wie soll das gewichtet werden? 

Demokratietheorien: Normative Theorien 
· Beste Staatsverfassung?
· Wie inklusiv soll Demokratie sein? 
· Sollens-Fragen
· Normen/Werte, die nicht wahrheitsfähig sind/ nicht intersubjektiv& empirisch überprüfbar 

Demokratietheorien: Positive Theorien 
· Sozio-ökonom. Voraussetzungen für stabile Demokratie? 
· Unterschied Mehrheits-/Konsensdemokratie bzgl. Responsivität, Effizienz, Zeitkonsistenz von Politikern? 
· Beschreibungen & Zusammenhänge, empirisch überprüfbar 

Definitionen und Konzepte von Demokratie (D)
· D, wenn regemässige & faire Wahlen + Wahlverlierer das Ergebnis akzeptieren? 
· Konzept ist mehr als Definition, zeigt wichtige Attribute auf, die für D wichtig sind
· Bsp: D setzt eine lebendige & vielschichtige Zivilgesellschaft voraus
· Kann anhand verschiedener konkreter Beispiele/Länder angeschaut werden: Sind Russland, Ungarn, Liechtenstein eine Demokratie? Und CH, ab wann? 
· War z.T. sehr schwierig zu bestimmen, ob Demokratie oder nicht! 


Arbeitsdefinition: 
· «Government of the people, by the people, for the people» (Abraham Lincoln) 
· D = Staatsverfassung mit Herrschaft & Machtausübung auf Grundlage politischer Freiheit & Gleichheit sowie weitgehender Beteiligungsrecht der erwachsenen Staatsbürger
· Idealfall: Offene (auch Opposition zugängliche) Willensbildung/Entscheidungsfindung 
· Anspruch: Im Interesse der Gesamtheit oder mindestens Mehrheit der Stimmberechtigten regieren 
· Damoklesschwert der Abwahl der Regierung durch Demos hängt über Herrschaft 
· «Waffen» des Demos: Wahlrecht & Chance, die Regierung/Volksvertreter in freien und fairen Wahlen zu wählen und abzuwählen 


[bookmark: _Toc122088168]VL2 «Von minimalistischen zu umfassenden Demokratiekonzepten» vom 28.9.2022

Einstieg: Aktuelle Wahlen in Italien 
· Wahlgewinner sind rechtspopulistische Fratelli d Italia 
· Gründe: Geringes Vertrauen in Staat, EU-Verschuldung, Pandemie, etc. 
· Barraco: Diese Gründe führen zu pop. Regierung, diese scheitert bzgl. Wirksamen Policies, technokratischer Regierung, scheitert bezgl. Mehrheiten ->pop. Reg. 
· Vorgriff auf Schumpeter 

Einstieg: Forschung zu Nativismus 
· Kokkonen/Linde (2022) haben klaren Zusammenhang zwischen Nativismus/Anti-Immigration und Demokratieskepsis festgestellt->Bsp. Italien 

Begriffserklärungen: 
· Common Good/Gemeinwohl: Soll möglichst vielen Mitliedern des Gemeinwesens zugutekommen
· V1) Gemeinwille (volonte generale) der sittlichen Gesamtkörperschaft (Rousseau)
· V2) Empirisch ermittelbares Gemeinwohl als Gesamtheit der Sonderinteressen /volonte de tous (Fraenkel)
· Unterschied notwendige/ hinreichende Bedingungen für Demokratie
Versch. Konzepte der Demokratie aus 
Coppedge, Michael/Gerring, John/Altman, David, et al. (2011): Conceptualizing and Measuring Democracy: A New Approach, in: Perspectives on Politics 9, 247-267, 256 


[image: ]

[bookmark: _Toc122088169]Minimalistische, elektorale Antwort: Joseph A. Schumpeter (1. Aufl. 1942): 
· Demokratie= Konkurrenzkampf um politische Führung, ähnlich wie Unternehmer um Kunden (=Wähler) werben. Derjenige, der mehr Stimmen hat als die Konkurrenz, darf regieren. 
· Wähler ≠rational, informiert, ihre Ansichten durch Eliten geformt. Er kann nur das «Angebot» eines Politikers annehmen oder ablehnen
· Parteien haben nicht Allgemeinwohl zum Ziel, sondern sind Gruppen von Leuten, um bessere Chancen zu haben gegen die Konkurrenz. Wähler haben wenig Ahnung und Parteien versuchen den politischen Konkurrenzkampf zu regulieren, wie einen Wirtschaftsverband. 
Schlussfolgerungen: 
1. D≠ Herrschaft des Volkes, es kann nur die Herrschenden akzeptieren oder ablehnen, «Politiker handeln mit Stimmen, wie Unternehmer mit Oel»
2. Politiker sind mit Konkurrenzkampf beschäftigt und haben wenig Zeit, sich um Strategie zu kümmern ->geringe Leistungsfähigkeit, «Kurzatmigkeit» der dem. Politik
3. «Die Eigenschaften, die einen guten Kandidaten ausmachen, sind nicht unbedingt jene, die einen guten Verwaltungsmann ausmachen»
Vorteile von Schumpeters Theorie: 
· D als Markt, keine Annahmen über Altruismus 
· Schlanke Theorie
· Durchleuchtung des «Stimmenhandels» 
· Mehrheitswille ist endogen, Präferenzen ≠ Triebkraft, sondern durch Eliten geformt
· Kritik d. Kompetenz von Wählern & Unzulänglichkeit von Politikern 
Nachteile von Schumpeters Theorie:
· Massenmedien; Parteien, Bürgervereinigungen nicht/verkürzt wahrgenommen
· Kampf um politische Kunden ist hinreichend für Demokratie 
· Verfassungsstaat & Grundrechte nicht Teil des Konzepts 
· Keine normativen Kriterien 
· Inkonsistenz: Wenn Bürger inkompetent, warum können richtigen Führer wählen?

[bookmark: _Toc122088170]Fortführung minimalistisches Konzept: Anthony Downs (1957) 
· Weiterentwicklung von Schumpeters Theorie 
· Regierungssystem ist demokratisch, wenn 
· Parteienwettbewerb & Besetzung politischer Ämter aufgrund von Wahlen
· Wahlen in periodischen Abständen
· Allgemeines & gleiches Wahlrecht 
· Wahlverlierer das Wahlergebnis akzeptieren
· Annahme: Rationale Wähler mit kostenloser & vollkommener Information 
· Parteiendifferential: Nutzen Sieg Partei A – Nutzen Sieg Partei B 
· Annahme: Wahlbeteiligung, wenn Nutzen>Kosten d. Wahlbeteiligung
· Medianwählertheorem 
· Erste Theorie, die systematisch versucht, Wähler& Parteien zu verknüpfen 
· Sparsame Theorie 
· Keine Annahmen über Altruismus der Politiker 
· Sparsame Erklärung, warum in 2-Party-System Annäherung der Programme 
Kritiken: 
· Problematische Rationalitätsannahmen
· Problem Marktanalogie: Politik eher oligopolistischer Markt mit wenigen Parteien 
· Keine Analyse der Spielregeln d. Markts: Warum befolgen Parteien die Regeln? 
· Nettonutzen Wahlbeteiligung= erwarteter Nutzen*Wahrscheinlichkeit, dass eigene Stimme etwas bewirkt – Kosten der Beteiligung. Da die Wahrscheinlichkeit sehr klein ist, sind die Kosten i.d.R. höher als der Nutzen ->Gemäss Theorie würden die meisten Bürger nicht wählen 

[bookmark: _Toc122088171]Nicht-minimalistisches Konzept: Robert Dahl 
Polyarchie: Regieren eines Staates durch «Die Vielen», ist eine Annäherung an das Ideal der D, hat 8 notwendige Bedingungen: 1-6 ermöglichen das Formulieren von Präferenzen

1. Freiheit, Organisationen zu bilden/beizutreten
2. Meinungsfreiheit
3. Wahlrecht aktiv (wählen dürfen)
4. Wahlrecht passiv (Sich wählen lassen dürfen) 
5. Recht, um Unterstützung/Stimmen kämpfen zu dürfen
6. Medienfreiheit 7 Ermöglicht es, die Präferenzen zum Ausdruck zu bringen

7. Freie & Faire Wahlen 
8. Institutionen, die Regierungspolitiken von Stimmen/ anderen Formen der Präferenzartikulation abhängig machen 8 ermöglicht Widerspiegelung der Präferenzen in Regierungspolitiken


Also: Bilden & Artikulieren von Präferenzen und Reflektion dieser Präferenzen in den Handlungen der Regierenden! 

[bookmark: _Toc122088172]Ein umfassendes Demokratiekonzept: Wolfgang Merkel, 2004: «Embedded Democracy» 
· Leitfrage: Was sind die definierenden Elemente einer Demokratie und wie sind sie ineinander eingebettet, sowohl normativ, wie auch funktional? 
[image: ]Konzeptidee: Stabile Verfassungs-demokratie ist zweifach eingebettet: 
Intern sichern die spezifischen Interdependenzen der «Partial Regimes» (=Elemente A-E) das Funktionieren & die Stabilität. 
Extern sind die «Partial Regimes» in Sphären von «ermöglichenden Bedingungen/ enabling conditions» eingebettet, welche die Demokratie vor äusseren und inneren Angriffen/ destabilisierenden Tendenzen schützen. (S. 35/36) 
	Nachfolgend sollen die einzelnen Bestandteile des Modells genauer erklärt werden. 

Element A: Electoral Regime
· Funktion: Macht Zugang zu öffentlichen Machtpositionen abhängig von den Resultaten von regelmässigen, freien, generellen, gleichen und fairen Wahlen. 
· Zentrale Position im Modell, da es den offensichtlichsten Ausdruck der Souveränität des Volkes, der Bürgerpartizipation und der Gleichheit zwischen den Stimmgewicht der Bürger darstellt. 
· Offene, pluralistischer Wettbewerb um die Macht im Staat ist der Hauptunterschied zwischen Demokratien und Autokratien. 
· Hat 4 Hauptelemente(->Dahl): Universelles aktives & passives Wahlrecht, freie/faire Wahlen und gewählte Volksvertreter
Element B: Political Rights/Liberties 
· Sind mehr als Wahlen, sondern auch Ausdruck der vertikalen Dimension der Politik und mache die öffentliche Arena eine unabhängige Politsphäre, wo sich Organisations- und Kommunikationsmacht entwickelt.
· Kollektives Formulieren von Meinungen & Forderungen entscheidet und unterstützt den Wettbewerb um Machtpositionen. 
· Ermöglichen organisierte dem. Wahlen und fördern unorganisierte, pluralistische Interessen. 
· Im Kern sind sie das Recht zu politischer Kommunikation & Organisation, welche unerlässliche Beispiele eines vollständigen dem. Regimes sind. 
Element C: Civil Rights
· Zentraler Aspekt ist Rechtsstaatlichkeit in der Demokratie, d.h. das Prinzip, dass der Staat das Recht aufrechterhalten muss und gemäss klar definierten Prärogativen handeln soll -> Klare Begrenzung der Ausübung der Staatsmacht
· Kerninhalt in verfassungsmässigen Grundrechten festgehalten, die das Individuum vor der Exekutive und vor Entscheiden der Legislative schützen, welche die individuelle Freiheit bedrohen. 
Element D: Horizontal Accountability 
· Gewählte Autoritäten werden von relativ unabhängigen Institutionen überwacht und zur verfassungsgemässen Umsetzung von Gesetzen gedrängt. 
· Gewaltenteilung ist wichtiger Aspekt, wobei die Exekutive, Legislative und Judikative autonom und unabhängig voneinander funktionieren sollen, ohne dass eine davon die anderen dominiert oder die Verfassungsgemässen Kernrechte der anderen beschneidet. 
Element E: Effective Power to Govern 
· Die Gewählten Repräsentanten sind auch die tatsächlich Regierenden, d.h. keine «Zweit-Regierungen» von Militärs, Oligarchen, Milizen, etc. 
Erster «Schutzschild» der demokratischen Ordnung: Sozio-ökonomische Ressourcen
· Eine entwickelte Wirtschaft, die extreme Armut verhindert, die sozialen Strukturen pluralisiert und die faire Verteilung von materiellen und geistigen Ressourcen in der Gesellschaft sicherstellt. 
Zweiter «Schutzschild» der demokratischen Ordnung: Stateness
· Ein funktionierender Staat
Dritter «Schutzschild» der demokratischen Ordnung: Civil Society 
· Verteidigung der individuellen Autonomie & des Eigentumsschutzes
· Fungiert als Intermediäre Instanzen, als Schulen der Demokratie und als eine Sphäre des kritischen Diskurses
Zusätzlich: Internationale Einbettung: NATO, EU, OECD, usw. 

Alternative/Spezielle/Komplementäre Erklärungsmodelle für Demokratie: 
· Participatory D, d.h. möglichst direkte D 
· Deliberative D, d.h. Qualität der D hängt vom Prozess der Präferenzbildung ab, z.B. durch Bürgerpanels, «Mini-Publics», etc. (Verwandt mit Participatory D) 
· Egalitarian D, d.h. alle Bürger sollen dieselben Möglichkeiten haben, im demokratischen Prozess teilzunehmen (trotz z.B. Behinderung) 

Messungen von Demokratie: 
· Hängt von gewählter Operationalisierung ab!
· Kategoriale(D/keine D)  vs. ordinale Skalenmessungen (Qualität der D) 
· De facto vs. de jure (Russische Verfassung ist z.B. de jure sehr demokratisch) 
· Expertenbefragung vs. «harte» Daten 
· Viele Indizes: Freedom House, Polity, V-Dem gehören zu den wichtigsten. Genauere Infos in den Folien oder besser auf den Webseiten der jeweiligen Indizes selbst. 



[bookmark: _Toc122088173]VL3 und VL4 «Demokratiekritik» vom 5. und 12.10.2022

Demokratie in Athen: Zwischen 508-322 v. Chr. war Athen eine Demokratie
· Nur Vollbürger hatten Rechte (Männer ü18, nur Bürger, keine Sklaven, Zugezogene)
· Funktionen werden in Vollversammlung per Los zugeteilt, jeder spricht nur 1mal/ Versammlung, Beamte per Los bestellt, Amtsdauer 1 Jahr 
· Scherbengericht, Laiengericht für juristische Fragen
· Perikles: Bürger handeln wertorientiert, altruistisch, halten sich an Gesetze – Staatsmänner handeln zum Wohle des Staates, die anderen ebenfalls in ihren Rollen, Nicht-Beteiligung an Politik ist aber nicht gerngesehen

[bookmark: _Toc122088174]Demokratiekritik von Platon:
· Ungleiches wird gleich behandelt, keine Würdigung von Sachverstand, Vermögen, Leistung (=>Kritik an «One man, one vote») 
· Wahnwitz der Menge, Zeitinkonsistenz (Stimmt mal, mal so ab), keine Garantie für die «gute» Entscheidung
· Selbstzerfleischung, da sich die blutlüstige Menge für den Krieg entscheiden wird bei Entscheiden über Krieg oder Frieden 
· D= Schlechte Ordnung, die in die allerschlechteste Ordnung (Tyrannis) führt 

[bookmark: _Toc122088175]Demokratiekritik von Aristoteles:
· Empirisch-komparative Analyse der Staatsformen in den griechischen Stadtstaaten, stellte Herrschafts-/Staatstypologien auf 
· Teilt grundsätzlich Platons Bedenken, wie z.B. dass D als System nach dem Vorteil der Armen strebt 
· Aber: Gut gestalteter Staat für ihn einer, in dem man gut lebt: Tapferkeit, Freigiebigkeit, Besonnenheit, Gerechtigkeit, etc. 
· Könnte in der Politie (Herrschaft der Vielen, Arm und Reich teilen sich die Macht) am besten, weil sie sich am Gemeinnutzen ausrichtet – und nicht wie die D am Eigennutzen der Herrschenden
· Eine gemässigte D, wo Vermögen statt Los den Zugang zu Ämtern bestimmt, wo sich die Mehrheit nur minimal beteiligt und die Weisheit der Vielen nutzt, nähert sich dem Ideal der Politie an («Entschärfte»/gemässigte Demokratie) 
· Extreme D wie in Athen schlecht, anfällig für Demagogie
· Relativ beste Staatsverfassung bei Vermischung von Oligarchie mit Demokratie 

[bookmark: _Toc122088176]Demokratiekritik von Thomas Hobbes:
· Demokratie schlecht geeignet zur Verhinderung von Kriegen und für Sicherheit des Volkes
· Weil in D liegen Privat-/Gesamtinteressen weit auseinander; individueller Nutzen wird verfolgt; schlecht vorhersehbare und unbeständige Politik, volatile Mehrheiten sind wahrscheinlich. 
· Schwierigkeit, vom Rat der Mehrheit abzuweichen, auch wenn er schlecht ist 
· Anfälligkeit für Demagogie 

[bookmark: _Toc122088177]Demokratiekritik von John Locke: 
· Schutz der Individuen mittels Bändigung der staatlichen Gewalt durch Recht, Gesetz & Legitimationspflicht 
· Zentral ist Schutz von Eigentum, d.h. Leben, Freiheit und Besitz 
· Beste Ordnung = Gemässigte Monarchie mit vitalem «Oberschichte-Parlament» bestehend aus männlichen Steuerzahlern 
· D als «Klassenstaat» 

[bookmark: _Toc122088178]Demokratiekritik von Montesquieu: 
· Theorie der Gewaltbalance (und nicht Machtteilung), Institutionen kontrollieren sich gegenseitig
· Demokratie fast nur in Kleinstaaten organisierbar, bedingt gewisse Voraussetzungen: 
· Liebe zu Genügsamkeit und zur Gleichheit
· Gleichmässige Bodenverteilung
· Geringe Machtunterschiede 

[bookmark: _Toc122088179]Demokratiekritik von Rousseau: 
· Staat zum Zweck des Gemeinwohls
· Gemeinwille kann nicht irren -> Unveräusserbare und unteilbare Souveränität des Volkes, die nicht beschränkt werden darf 
· Repräsentation, Parteien, Verbände würden Gemeinwillen verzerren, D also nur in Kleinstaaten (Korsika) organisierbar
· Ideal: In ihrer Souveränität unbegrenzte Direktdemokratie in einem sehr kleinen Land 


[bookmark: _Toc122088180]Demokratiekritik von Marx – Drei verschiedene Interpretationen möglich 
1. Schmidt: Demokratie nur als Mittel zur Revolution (instrumentelle D) 
2. Bürgerliche D als materielle Basis der Herrschaft des Bürgertums, demokratische Politik ist abhängig vom Kapital, denn Marktbedingungen/ wirtschaftl. Notwendigkeiten sind stärker als Demokratie ->Wenn Unternehmen drohen, das Land zu verlassen, kommt D an ihrer Grenzen, weil einige wenige Reiche das Volk «erpressen» können ->ähnlich mit post-demokratischen Kritiken bezüglich Wirtschaftlicher Macht und politischem Einfluss 
3. [bookmark: _Ref122452894]D als demokratischer Klassenkampf: Demokratische Recht ermöglichen es sozialen Klassen, ihre Ziele auf politischem Wege durchzusetzen ->Revisionistische Auffassungen vom «späten» Marx. Vgl. dazu auch Schäfer 2013 oder Armingeon 2014: Soziale Ungleichheit ->politische Partizipation ->Repräsentation von Präferenzen 
· Aber: Ungleichheit aufgrund unterschiedlicher Konflikt- und Organisationsfähigkeit (vgl. auch Offe 1972) 
· Konfliktfähigkeit: Kann man einen Konflikt bestreiten? Hat man Hebel? Arbeiter können zB mit Streiks drohen und so etwas bewirken, Studenten bringt die Streikdrohung viel weniger 
· Organisationsfähigkeit: Doch zuerst muss man sich organisieren, zusammenschliessen können. Dies funktioniert bei Arbeitern und bei Studenten, viel weniger aber bei Obdachlosen oder psychisch Kranken ->Diese Gruppen haben viel mehr Mühe, sich politisch Gehör zu verschaffen 


[bookmark: _Toc122088181]Demokratiekritik von Tocqueville 
· Hauptproblem: Zielkonflikt Freiheit<->Gleichheit und damit Freiheit <-> Demokratie 
· Grundgedanke: Entwicklung ->Gesellschaftliche Gleichheit ->Demokratie ->Mehrheitsentscheidung ->Diese hat schwerwiegende Nachteile (welche aber in einer embedded D kompensiert/egalisiert werden können) 
· Soziale Gleichheit entspricht politisch der Demokratie
· In D: Weniger Glanz, aber weniger Elend, weniger Verbrechen, aber mehr Fehler als vorher (die schlimmen und guten Dinge sind weg, das mittlere bleibt) ->Nation weniger glanzvoll, ruhmreich, stark, aber mehr Bürger haben grösseren Wohlstand, sind friedliebend 
· D strebt nach uneingeschränkter Mehrheits-Herrschaft, wird verstärkt durch institutionelle Dinge:
· Direkte Wahl, kurze Amtsdauer, wenig selbstständige Überlegung
· 2 Kammern haben gleiches Wahlverfahren/Handlungslogiken der Akteure
· Rechtsprechung auch von Mehrheit kontrolliert
· Praxis des imperativen Mandats (Herrschende tuen, was Wähler sagen) 
· Kulturelle Dinge:
· Grundüberzeugung: Viele haben mehr Weisheit/Wissen als wenige 
· Minderheit also immer im Unrecht, muss Mehrheitsmeinung akzeptieren
· Sozialstrukturell:
· In Gesellschaft der Gleichen keine substanziellen Interessenunterschiede möglich, die unterschiedliche politische Standpunkte langfristig legitimieren können 
· Schlussfolgerung: Sobald Mehrheit entscheiden hat, keine Möglichkeit sie aufzuhalten, nichts veranlasst sie, Klagen der Minderheit anzuhören. Gleichheit ->Unfreiheit = Tyrannei der Mehrheit 
· Ausserdem: Mehrheitswillen volatil, andauernde Gesetzesänderungen, wenig Absehbarkeit, Planbarkeit, Stabilität 
· ABER: Widerlager zur Mehrheitsmacht möglich z.B. durch Grundrechte, durch Veto-Punkte (Verfassungsgericht, Checks & Balances, Föderalismus, etc.) 
· Veto-Punkte auch heute Gegenstand der Forschung (Lijphart, Tsebelis, etc.) ->Aber: Zu viele Veto-Punkte führen zu Stagnation 
· Tocqueville kritisierte auch die Wirkung der Mehrheit auf die Verwaltung (selbstherrliche Administrationen entstehen); auf das Denken (Innovative Denker machen nicht Karriere, man muss seine eigenen Gedanken opfern, um das zu tun ->frühe Formulierung der Schweigespirale und Kritik an Qualität des Diskurses und der Führungspersonen in Demokratien) 
· Auch heute aktuelle Frage. Wo ist die Grenze dessen, was die Mehrheit an der Urne entscheiden kann? Grundrechte? Mehr? Weniger? 


[bookmark: _Toc122088182]Demokratiekritik- Postdemokratie von Colin Crouch:
· Es gibt zwar Wahlen, sind aber PR-Spektakel, bei dem nur von Eliten ausgesuchte Themen diskutiert werden, «Fassadendemokratie», Ungleichgewicht zwischen Rolle der Interessen der (Gross-)Unternehmen und den Interessen der anderen Gesellschafsgruppen
· Niedergang der traditionellen Parteien, Populismus 
· Verfall politischer Kommunikation, Personalisierung der Politik
· Wachsende Liberalisierung führt zu grösserer Einkommensungleichheit, untere Schichten beteiligen sich weniger an Wahlen oder wählen nur Populisten 

[bookmark: _Toc122088183]Demokratiekritik- Globalisierungs-Trilemma (Rodrik) und Kongruenz-Problem (Held): 
· Kongruenz-Problem: Die von einer politischen Entscheidung Betroffenen sind heute oftmals nicht die Gleichen, die darüber abstimmen können (früher war dieses Problem kleiner) 
· Globalisierungstrillema: Es ist unmöglich, gleichzeitig eine stark globalisierte Wirtschaft, eine nationale Souveränität und eine stark demokratische Politik zu haben, nur zwei aufs Mal sind möglich 
[image: ] [image: ]

Weitere Risiken der Globalisierung: 
· Unterminierung der Demokratie durch Globalisierungsverlierer (Kriesi/ Grande/ Lachat, 2008
· Unterminierung der Demokratie durch Wachstum nicht-majoritärer Institutionen (Schäfer/Zürn 2021, Zürn 2022) 

[bookmark: _Toc122088184]Kritik an der Entscheidungsfindung durch Mehrheitsregel und weitere Kritiken
· Bereits Platon, Hobbes kritisierten «Wer ist qualifiziert zu entscheiden, wie gut ist die Entscheidung, etc.»
· Wandernde Mehrheiten 
· Informiertheit der Bürger
· Übersetzung der Stimmen in Parlamentssitze ->Mehrheits- vs. Verhältniswahlrecht, Absolute number of parties, etc. 
· Volkswille fehlbar/verführbar 
· Jede Stimme zählt gleich, unabhängig wie gut er sich informiert hat
· Dürfen wir jetzt über Dinge entscheiden, die uns nicht stark betreffen, sondern unsere Nachfahren? ->Atomkraft, Klimawandel, usw. 
· Mehrheitsentscheide nur akzeptabel, wenn es nicht um Wertkonflikte und meinungspolarisierende Richtungsentscheidungen von grosser Tragweite geht (Guggenberger/Offe 1984) 



[bookmark: _Toc122088185]VL5 «Wege zur Demokratie» vom 19.10.2022

Autokratie= Selbstherrschaft einer Person oder Gruppe 
· Nicht-demokratisches System, in dem Herrschaft durch eine Einzelperson (Stalin, Hitler, Mao), eine Militärgruppe (Junta wie in Myanmar) oder eine Partei (NSDAP, KPdSU) ausgeübt wird
· Kann totalitär sein («Permanente Dominierung aller Individuen in allen Lebensbereichen durch das Regime» - Arend, Bsp. DE 1933-45, SU unter Stalin) oder autoritär (Begrenzter politischer Pluralismus, begrenzte politische Mobilisierung, keine absolute Macht des Herrschers – Linz) 
Einführung des Wahlrechts von oberen Klassen zu allen Bürgern und von Männern zu Frauen
· Differenz Männer-/Frauen-Wahlrecht z.T. sehr gross (CH 123 Jahre, Griechenland 108 Jahre), z.T. sehr klein (D, Fin, Indien, Ire, Kanada, Lux 0 Jahre) 
Einige Umstände, die förderlich sind: 
· Wirtschaftlicher Wohlstand 
· Politische Mobilisierung der Arbeiterschaft (Sozialdemokratie) 
· Koalitionen mit freien Bauern und mit liberalen Gruppen der Mittel-/Oberschicht
· Flexible alte Eliten, die bereit waren, breite Bevölkerungskreise einzubinden (->Stabilität durch Inklusion) 
· Erschütterung durch Krieg/Niederlage/Revolution
· Relativ breite Streuung der gesellschaftlichen Machtressourcen, relativ geringe Einkommensungleichheit 

Drei Demokratisierungswellen und Gegenwellen nach Huntington: 
	1. Welle
	1828-1922/26
	1. Gegenwelle
	1922/26-1942

	2. Welle
	1943-1962
	2. Gegenwelle
	1958/62-1974

	3. Welle
	1974- ? [2000]
	3. Gegenwelle
	[2000-? 



[bookmark: _Toc122088186]Theorie zur Demokratisierung: Modernisierung (Lipset/Rokkan)
· Lipset 1981: Je reicher eine Nation, desto höher die Chancen, dass sie Demokratie beibehalten wird 
· Annahme: Gesellschaftliche Modernisierung ->Voraussetzungen für demokratischen Prozess
· Wo es wenig Armut gibt und mehr Bildung, ist Chance auf D viel höher, vgl. Maslow-Bedürfnispyramide 
· 2 Perspektiven auf diese Entwicklung: 
· Endogen: Höhere Wahrscheinlichkeit, dass sich Demokratie herausbildet, wenn sich ein Land sozio-ökonomisch entwickelt 
· Exogen: Demokratie kann sich unabhängig der wirtschaftlichen Entwicklung herausbilden, hat aber höhere «Überlebenschancen», je weiter entwickelt das Land ist 
· Auswertung ergibt, dass mehr für die exogene These spricht 

[bookmark: _Toc122088187]Theorie zur Demokratisierung: Soziale Kräfte und Interessen (Moore/Barrington)
· Moore/Barrington 1974: Es gibt drei Routen von vorindustriellen in moderne Welt: 
1. Bürgerliche Revolution->D; bedingt ein Bürgertum, deren Gegner (Grundbesitzer) nicht zu stark waren 
2. Revolution von oben->schwaches Bürgertum schuf mit starker alter Oberklasse ein kapitalistisches Wirtschaftssystem mit labiler Demokratie ->Faschismus
3. Verzögerte Modernisierung hinterlässt grosses Bauerntum, das Hauptteil der revolutionären Kräfte stellt, die alte Ordnung zu Fall brachten. Land wird unter kommunistischer Führung in moderne Ära hineinkatapultiert, deren erstes Opfer die Bauern selbst waren 

Fortführung von Moore/Barrington durch Rueschemeyer/Huber 1992:
· Democracy is a matter of power, power relations determine whether democracy can emerge, stabilize, and maintain itself
· Landbesitzende Oberklassen widersetzen sich D (cf. Moore/Barrington), auch Bürgertum unterstützt die D nicht, weil dadurch ihre Interessen bedroht sind (contra M/B) 
· Urbane Arbeiterklasse als Haupttreiber der Demokratisierung, um in die Politik eingebunden zu werden 
· Zentrale These. Kapitalismus wird assoziiert mit Demokratisierung, jedoch war es nicht die Marktwirtschaft/die Kapitalisten, sondern die Downsides des Kapitalismus, die D vorantrieben! 
· Zusätzliche Elemente: Starker Staat, transnationale Machtbeziehungen (Schwächen Handelsbeziehungen die agrarische Oberklasse oder stärken sie sie?) 
· Alles wird mit Macht der verschiedenen Klassen erklärt! 

[bookmark: _Toc122088188]Theorie zur Demokratisierung: Krieg und externe Akteure
· (Versuchte) Demokratisierung vollzeiht sich häufig im Zusammenhang mit Kriegen und externen Akteuren, die Demokratisierung voranbringen wollen – durchaus auch im eigenen Interesse 
· Erfolgreiches Beispiel: DE nach 1945 
· Erfolgloses Beispiel: Afghanistan 2004-2021 und Irak 2003-2009 
· Stabilisierung der Demokratie durch externe Akteure: Mittelosteuropa seit 1990

[bookmark: _Toc122088189]Pfade zur Demokratie: Typen des Übergangs
1. Re-Demokratisierung nach Besatzung, primär von aussen angestossen, Bsp.: BEL, DK, NL, NOR nach 2. WK
2. Wiedereinführung D durch Besatzungsmacht nach Kapitulation des autokratischen Systems (DE, I, JP nach 2. WK) 
3. Übergang zu D wird durch alte Eliten angestossen oder zwischen massgebenden Gruppen des alten Regimes und Elementen der Opposition paktiert, Bsp.: Griechenland, Portugal, Spanien in 1970ern 
[image: ]Macht dieser Gruppen essenziell für Pfade 3 und 4 

4. Altes Regime wird von Reformern(Gruppen 3&4) der alten Ordnung transformiert, jedoch (im Gegensatz zu Pfad 3) unter massgeblicher Beteiligung der Opposition, Bsp.: Uruguay, Südkorea, Ungarn, baltische Staaten nach 1990, Polen
5. Kollaps des alten Regimes und Übernahme der Führungsfunktion durch Oppositionsgruppen, Bsp.: DDR 1989/1990 
6. Revolution ->hohe Chance auf autokratische Einparteienherrschaft, Bsp. Russland 1917 

Synthese der Ergebnisse der Transitionsforschung durch Schmidt 2019: Vorteilhafte Bedingungen für erfolgreichen Übergang:
· Leistungsstarke Marktwirtschaft, relativ pluralistische Gesellschaft mit hohem Bildungsstand, freiheitsfreundliche Zivilgesellschaft (vgl. embedded D, Merkel 2004) 
· Keine starken ethnischen/religiösen/wirtschaftlichen Konfliktlinien 
· Starker Staat, der keine Partialinteressen bedient und kein Ort von Korruption/Ausbeutung/Repression ist 
· Akzeptanz der D seitens eines grossen Teils der Bevölkerung & wichtiger politischer Akteure 
· Diskreditiertes und delegitimiertes altes Regime (z.B. DDR) 
· Vorteilhaft sind parlamentarische Systeme (im Gegensatz zu präsidentiellen), wenn sie stark sind und die Führung effizient ist 
· Inklusives Wahlrecht, insbesondere Verhältniswahlrecht 
· Breiter Konsens über die (neue) Verfassung, Verankerung der politischen Parteien & Interessenorganisationen in Zivilgesellschaft, Föderalistische Ordnung, Rechtstaatlichkeit 
· Zentral für Konsolidierung: In Bevölkerung tief verankerte Legitimität der Demokratie und demokratiefreundliche politische Kultur
· Glück – Bei mangelndem Willen/politischem Ungeschick kann der Übergang trotz anderen günstigen Bedingungen misslingen 

[bookmark: _Toc122088190]VL6 «Wege zurück zur Autokratie» vom 26.10.2022
Autokratisierung / Democratic Backsliding
[image: ]
[bookmark: _Toc122088191]4 Formen der Autokratisierung: 
· Invasion, z.B. 2. WK 
· Militärcoup/Staatsstreich 
· Autogolpe: Demokratisch gewählte Regierung schafft D (mit illegalen Mitteln) ab, Weimarer Republik 1933
· Erosion der Demokratie: Demokratisch gewählte Regierung erodiert D graduell und mit legalen Mitteln (Ungarn/Orban, Polen)
Autokratisierung <->Democratic backsliding: Unterschied, wo die A. startet
· Bei institutionalisierter & konsolidierter D
· Bei institutionalisierter, aber nicht konsolidierter D 
· Bei unvollständig institutionalisierter D 
· Bereits in einer Autokratie 

Konsolidierte D = Politisches Regime, wo Demokratie «the only game in town» ist, bedingt folgende 3 Ebenen:
· Behaviorally (Verhalten): Konsolidierte Demokratie, wenn keine signifikante politische Gruppierung ernsthaft versucht, die dem. Ordnung umzustürzen oder regionale/interne Gewalt zu nutzen, um sich vom Staat zu sezessionieren. Wenn dies der Fall ist, muss die aus der demokratischen Transformation hervorgegangene Regierung nicht mehr stark um das Problem kümmern, den demokratischen Breakdown zu verhindern.
· Attitudinally (Ansichten): Konsolidierte Demokratie, wenn auch bei ernsten politischen und wirtschaftlichen Krisen die Mehrheit der Leute glauben, dass jegliche politische Veränderung in einem demokratischen Rahmen stattfinden muss.
· Constitutionally (Verfassung): Konsolidierte Demokratie, wenn alle Polity-Akteure sich daran gewöhnt haben, politische Konflikte innerhalb der etablierten Normen zu lösen und dass ein Verstoss gegen diese Normen ineffektiv und kostspielig sein wird 
· Kurz: Konsolidierte Demokratie herrscht vor, wenn die Demokratie routiniert und tief internalisiert ist im sozialen/institutionellen/psychologischen Leben wie auch in den politischen Versuchen, zu Erfolg zu kommen 

[bookmark: _Toc122088192]Die «grossen Theorien» zu politischen Veränderungen: 
· Agency-Based-Theories: Fokus auf Akteure, die Entscheidungen treffen
· Theories of political culture: Fokus auf politische Kultur, Normen & Werte & Rituale, die die akzeptierten von den sozial sanktionierten Verhalten trennen 
· Political Institutions – Fokus auf drei Grundtypen von Effekten:
· Verschiedene demokratische Institutionen ->Verschiedene Level von vertikaler Verantwortung und Legitimation
· Verschiedene demokratische Institutionen ->Verschiedene Level von horizontaler Verantwortung, sodass Organe in der Regierung mehr/weniger Macht haben, um andere Organe davon abzuhalten, sich autokratisch zu verhalten und die Demokratie von innen auszuhöhlen
· Verschiedene demokratische Institutionen -> Verschiedene Effektivität und Performance von Regierungen, die politische Blockaden & Krisen verhindern, welche als Ausrede für antidemokratische Handlung dienen könnten. 
· Theories of political Economy: Fokus auf wirtschaftliche Entwicklung als Erklärung für Demokratisierung (Einkommenslevel, -verteilung, -herkunft und makro-ökonomische Performanz) 
· Theories of Social Structure and Political Coalitions: Fokussieren auf die soziale Heterogenität der gesellschaftlichen Gruppen und konzeptualisieren: 
· Herausbildung gesellschaftlicher Gruppen 
· Konfliktpotenzial zwischen diesen Gruppen
· Politische Implikationen von Gruppenbildung und -konflikten
· International Factors: Fokus auf Demokratisierung durch internationale Einflüsse (welche allerdings durch die in den anderen Theorien beschriebenen «Kanäle» im Land ankommt) 







Empirische Befunde zur Autokratisierung: Letzter V-Dem Report 2022 · In 1./2. Autokratisierungswellen v.a. Autokratien, die noch totalitärer wurden
· In der aktuellen 3. Welle: v.a. (ehem.) Demokratien, die zunehmend autokratisieren 
· Besonders stark in Mittelosteuropa (Hu, Pol, etc.) 
· Dritte Welle ist langsam, graduell und demokratisch legitimiert
· Besonders die Deliberation verschlechtert sich (insb. in Mittelosteuropa)
· Deliberation= Demokratischer Diskurs, den Gegner nicht als Feind, sondern als legitimen dem. Gegner betrachten 


[image: ]
[bookmark: _Toc122088193]Mögliche Gründe für Zurückweichen von Demokratien – locker nach A. Przeworski 
· Zeichen der Krise: Erosion herkömmlicher Parteien (ins, Sozial- & Christdemokratie) und mehr Parteien insgesamt, Aufstieg populistischer Parteien, Rückgang politisches Vertrauen, Unterstützung der Demokratie, Wahlbeteiligung, keine typischen «Klassen-/Milieuparteien» mehr, 
· Mögliche Gründe: Rückgang Wirtschaftswachstum, höhere Einkommensungleichheit, Ende des Nachkrieg-Klassenkompromisses, Polarisierung, Arbeitslosenquote & BIP fluktuieren stärker aufgrund der Globalisierung, usw. 
· Situative Faktoren: Covid-19 als Chance für Autokraten 

[bookmark: _Toc122088194]Populismus
= «Ideologie, welche die Gesellschaft in zwei homogene Gruppen einteilt, das «Gute Volk» und die «korrupte Elite», und welche sagt, dass Politik Ausdruck des volonte general des gemeinen Volkes sein sollte» (Mudde 2004) 
· Anti-Establishment Rhetorik («politische Klasse») 
· Zentrierung auf das Volk
· Bezug auf Gemeinwillen
· Das «gute» Volk (=die vernünftigen, einfachen Leute auf der Strasse) ->ein Gemeinwille ->Mehrheit entscheidet 
· Weniger Verständnis für Minderheitenschutz, Gewaltentrennung, Bürgerrechte 

[bookmark: _Toc122088195]Polarisierung: 3 Arten 
1. Polarisierung des Parteiensystems: Grössere ideologische Distanz zwischen Parteien, man sieht Gegner eher als «Bedrohung», Regierungsbildung schwieriger, zentrifugale Dynamik dieser Entwicklung 
2. Polarisierung der Wählerschaft: Rückgang der ideologischen Schnittmengen zwischen den Selektoraten, verstärkt negative Effekte der Parteipolarisierung und trägt zu 3. bei 
3. Affektive Polarisierung: Intensität der feindseligen Einstellungen zwischen Parteianhängerschaften; fordert D heraus, weil Wähler die anderen Parteien nicht als legitime Akteure betrachten und eher bereit sind, Verletzungen der Regeln der D zu akzeptieren, wenn sie zu Vorteil «ihrer» Partei geschehen

Autokratisierungs-ermöglichende Situation der Covid-19 Pandemie: 
· Empirisch beobachtetes democratic backsliding während Pandemie 
· Nicht überall waren Pandemie-Bekämpfungsmassnahmen gleich einschneidend bzw. gleich stark einschränkend für demokratische Rechte 
· Risiko eines pandemiebedingten Backsliding nicht überall gleich, v.a. in Südamerika und einigen asiatischen Ländern aber beträchtlich 


[bookmark: _Toc122088196]VL7 «Das Leistungsprofil von Demokratien und Autokratien im Vergleich» vom 2.11.2022

Endogenität & Scheinkorrelation 
· Endogenität: AV ist auch Prädiktor für UV, z.B. Reichtum <->Demokratie geht in beide Richtungen 
· Scheinkorrelation/ omitted variable: Drittvariablen welche beides verursachen, z.B. Demokratie ->Eigentumsrechte (ausgelassen: Rechtsstaat) oder klassisches Beispiel Storchendichte->Geburtenrate 
· Bsp. bei Demokratiekonzepten: Embedded D ->lebendige Zivilgesellschaft, wobei diese bereits ein Definitionselement von D ist. Zwischen Schumpeter und komplexen D-Konzepten

Eindeutige Vorteile der Demokratie: 
· Freiheit, Schutz vor Tyrannei
· Selbstentfaltung, Beteiligung, rationale Legitimation der Herrschaft 
· Präferenzen und Integration der Bürger werden beachtet 
· Losers Content, Opposition wird integriert, Kalkulierbarkeit der politischen Prozesse 
· Gewaltlose Konfliktregulierung & demokratischer Frieden 
· Gleichheit, Grundrechte, etc. 

[bookmark: _Toc122088197]Demokratie-Autokratie-Vergleich nach Politikfeldern: Studie von Gerring/Knutsen/Berge 
2022, Metastudie aus >600 Studien über >60 Länder seit 2000 bzgl. Korrelaten D-A 
· 2 Voreingenommenheiten (bias), die in Metastudie beachtet werden: 
· Threshold bias: Befunde, die Schwellenwert knapp nicht erreichen, werden ignoriert (& nicht publiziert) & Modelle so entwickelt, dass Schwellenwerte erreicht werden, p-hacking: alpha> 0.95; t-value >1.96, etc. 
· Pro-democracy bias: Pro-D Befunde werden unkritischer akzeptiert als Pro-Autokratie-Befunde (& schneller veröffentlicht) 
· Definition und Daten der Demokratie: Mischung aus Polity (60%) und Freedom House (20%) 
· Unterscheidet auch zwischen leichter/schwerer Beeinflussbarkeit durch Regierungshandeln (z.B. Gesundheitsausgaben ->Gesundheit?) 
· Befund 1: Pro-D Befunde überwiegen (X>1.96), es gibt aber auch viele Null-befunde    (-1.96> X < 1.96) , und auch zahlreiche Pro-A Befunde (X< -1.96) 
· Befund 2: Positive Demokratieeffekte variieren nach Politikbereich
· Klar positive Befunde für Demokratie (Wobei manche Dinge natürlich der Demokratie endogen sind): 
· Menschenrechte, Transparenz, hoher gesellschaftlicher/gesundheitlicher Entwicklungsstand
· Weniger Korruption, Militärausgaben, Emigration, Sträflinge, Kriminalität
· Höhere Subventionen, Immigration, technischer Fortschritt, Direktinvestitionen aus dem Ausland, Qualität der Regierung/Verwaltung
· Wirtschaftliche Offenheit, Wirtschaftswachstum und -freiheit
· Mehr Umweltschutz, Bildung, Eigentumsschutz
· Unklare Befunde (nicht klar für D oder A):
· Niedrige Staatsschulden, hohe Steuereinnahmen, geringe Defizite
· Infrastruktur- und Industriepolitik, Vorbereitung für Katastrophen
· Umfangreiche Sozial- & Pensionssysteme, wirksame soziale Sicherung 
· Befunde, die auf KEINEN Vorteil der D hinweisen: 
· Geringere Ungleichheit 
· Geringere Inflation 
· Hohe Staatsausgaben

[bookmark: _Toc122088198]Studien zur Pandemiebekämpfung in verschiedenen Systemen: 
· Wie messen? ->braucht verlässliche, präzise Daten! (Sowohl für Über-/Untersterblichkeit, gemeldete Fälle, Todeszahlen, Überlebensrate, etc.) 
· «Untertreibungsrate», d.h. Abweichung der offiziellen Zahlen von unabhängigen Schätzungen ist stärker in Autokratien (x100 in Tadschikistan, x4.5 in Russland, etc.) 
· Je demokratischer ein Land, desto präziser Angaben zu Covid-Todesfällen (V-DEM & Karlinsky 2021)
· Auch mehr Impfungen in D als in A (unter Kontrolle von BIP, etc.) (Esarey 2021)
· Aber: Weniger Todesfälle im Verhältnis in A als in D (Wagschal 2022) 
· Höhere Recovery Rates, je autokratischer ein System ist (Arbel/Kerner 2022)

[bookmark: _Toc122088199]VL8 «Demokratie und De-Nationalisierung / EU» vom 8.11.2022

[bookmark: _Toc122088200]Globalisierung, De-Nationalisierung und Herausforderungen der Demokratie 
· Globalisierung: “Globalization describes the process of creating networks of connections among actors at intra- or multi-continental distances, mediated through a variety of flows including people, information and ideas, capital, and goods. Globalization is a process that erodes national boundaries, integrates national economies, cultures, technologies, and governance, and produces complex relations of mutual interdependence” (Gygli/Haelg/Potrafke et al., 2019) 
· Ökonomische Globalisierung beinhaltet Handel, Kapital und Arbeitskraft 
· Wiederholung Kongruenz-Problem (David Held) und Trilemma (Rodrik) 
[image: ]· Wiederholung Zürn/Schäfer: Vertrauensverlust in majoritäre Institutionen führt zu Aufstieg von nichtmajoritären I. (Verfassungsgerichte, Zentralbanken, IOs) und dieser wiederum zum Aufstieg von Populismus 
· Graphik links 


[bookmark: _Toc122088201]Demokratisches Paradox: 
· Mehrheit der Menschen möchte in einer D leben, aber vertraut den Kernorganisationen der D (majoritäre I, MI) nicht, sondern NMI (vgl. Graphik oben) 
· Vertrauen in Parlament nimmt in vielen Ländern ab seit 1980ern 
· Varianz zwischen Ländern, aber generell mehr Vertrauen in UN und Gerichte als in Regierungen/Parteien/Parlamente
· Über die Zeit immer mehr supranationale Autorität und macht von nationalen Regulierungsbehörden 
· Aufstieg von populistischen Parteien in über 30 Ländern seit den 1980ern 

[bookmark: _Toc122088202]Beispiel EU: Konzeptionelle und empirische Grundlagen, von Lincoln zu Fritz Scharpf
· Input-orientierte Legitimation (of the people): Partizipationsmöglichkeiten und kollektive Identität
· Output-orientierte Legitimation (for the people): Fähigkeit des politischen Systems zur Lösung von Problemen, die gemeinsamer Lösungen bedürfen, aber nicht von Individuen, dem Markt oder der Zivilgesellschaft bereitgestellt werden können. 
· Konstruktionsprinzipien: 
· Europäischer Rat: Intergovernementales Aushandeln mit Konsensbedarf und Bedarf an qualifizierter Mehrheit
· EU-Kommission: «Supranationale» Politikgestaltung ohne vollständige parlamentarische Legitimation
· EU-Parlament: Nicht-proportionale Repräsentation aufgrund zweitrangiger nationaler Wahlen

Tatsächliche Verteilung von Kompetenzen zwischen EU und Nationalstaaten: Hängt sehr stark vom Policy-Bereich ab, insgesamt ist eine starke Zunahme von Kompetenzen der EU feststellbar (heute viel mehr Kompetenzen als vor 50 Jahren) 

[bookmark: _Toc122088203]Gründe, weshalb die EU eine Demokratie ist: 
· Mitglieder = Herrn der Verträge (und nicht die EU selbst) 
· Ununterbrochene (obgleich lange) Legitimationskette: Bürger ->nationale Wahlen ->nationale Parlamente ->nationale Regierungen -> Europäischer Rat
· Zweite Legitimationskette: Bürger ->EU-Wahlen ->EU-Parlament 
· EU ≠ Staat, sondern Staatenbund:  Stützt sich auf souveräne und demokratisch legitimierte Staaten 
· Ausserdem: Was würde passieren, wenn wir dieselbe (strenge) Messlatte an nationale Demokratien anlegen würden? 

[bookmark: _Toc122088204]Gründe, warum die EU keine Demokratie ist: 
· EU-Parlament: «one man. One vote» -Prinzip verletzt 
· Kleine Länder überproportional vertreten, gleiches Gewicht aller Länder im Rat 
· Keine offene, wettbewerbsförmige Willensbildung über europäische Themen 
· Begrenzte Transparenz 
· EU-Parlament hat nicht die Kompetenzen eines nationalen Parlaments:
· Keine Möglichkeit, die Regierung von sich heraus zu wählen (nur Zustimmungsvotum) 
· Keine vollständigen Budgetrechte
· Keine Rechte, über Steuer zu entscheiden 

[bookmark: _Toc122088205]Keine Chance auf Input-Legitimität in der EU: 
· Keine gemeinsame Identität (In Umfragen geben nur wenige Leute an, eine starke Bindung zu EU und Land oder nur EU zu verspüren, viel mehr nur zum Land) ->nicht erfülltes Kriterium für Input-Legitimität: Kollektive Identität
· Policy-Drift: Auslagerung von nicht-mehrheitsfähigen Politiken/ Entscheidungen auf EU-Ebene, z.B. Liberalisierung, Geldpolitik («blame shifting», Schäfer/Zürn) 
· Keine europäische Öffentlichkeit und Kommunikation: Nur ca. 1/3 der Bürger können gut Englisch, fast die Hälfte kann nur ihre Muttersprache, es gibt auch keine weit verbreiteten europäischen Tageszeitungen, TV, Radio, etc. 
· Keine europäischen Parteien (nur Verbünde nationaler Parteien) und Wahlen (second order national elections, d.h. als weniger wichtig betrachtet von den Wählern)
· Ausweg Output-Legitimität? 
· Begrenzter Handlungsspielraum: Kompetenzen, Mehrheitserfordernisse, Verhandlungs-/ Koordinationserfordernisse ->Nicht soviele tatsächliche Möglichkeiten, die Situation der Menschen zu verbessern
· Kaum Chance auf überzeugende Output-Legitimität, die zudem die fehlende Input-Legitimität kompensieren könnte 

[bookmark: _Toc122088206]Krisen der EU, Krisen der Demokratie? 
· Staatsschuldenkrise 2010ff. 
· Ursache: Unterschiedliche Strukturierung der nationalen Ökonomien, die im gleichen Währungsraum zusammengespannt waren
· Geberländer legten Nehmerländern Reformen auf, anders wäre Hilfe für diese Länder innenpolitisch nicht legitimierbar gewesen
· Nehmerländer mussten Reformen durchführen, für deren Durchführung die Regierung i.d.R. nicht die Unterstützung der Wähler hatten
· Diese erzwungene Austeritätspolitik hatte starken Vertrauensverlust in den Nehmerländern des europäischen Südens zufolge ->weitere Erosion des Zusammenhalts der EU 
· Flüchtlingskrise 2015
· Der EU gelang keine effiziente Lösung des Flüchtlingsproblems (Wofür sie zwar verantwortlich gemacht wurde, obgleich sie nicht die Kompetenzen hatte, um eine effiziente Lösung zu erreichen) 
· Brexit: Zentrifugale Tendenzen, Massiver Entzug der Unterstützung und der Ressourcen
· Covid-19: Nationalstaaten «on the driver seat» und die EU bemüht, die Legitimation zu erhalten, um eine erneute Situation wie 2010-2015 zu vermeiden ->Es geht darum, die Wirtschaft in allen Ländern am Laufen zu halten, deswegen wurde viel an ärmere EU-Länder gezahlt, auch damit dort die Unzufriedenheit mit der EU nicht zu gross wird. Das Geld ging nicht an die am stärksten betroffenen (Tote, Hospitalisierte) Länder, sondern an die ökonomisch schwächeren Länder, um die Unzufriedenheit gegenüber der EU dort tiefzuhalten. 
· Insgesamt sieht man die Fragilität der EU und die fehlende demokratische Legitimierung für dieses Konstrukt. Man arbeitet wirtschaftlich zusammen, ohne politisch wirklich legitimiert zu sein. 

[bookmark: _Toc122088207]VL9 «Formen und Folgen des Parteienwettbewerbs» vom 16.11.2022 

2 versch. Ansichten über Aufgabe von Wahlen, die in 2 entsprechenden Mechanismen übersetzt werden – Auch wenn es viele Mischformen gibt! 

[bookmark: _Toc122088208]Ansicht 1: Wahlen sollen Gruppenpräferenzen wiedergeben 
· Präferenzen sollen Tun & Lassen der Regierungen - ihre Politiken – bestimmen. Die verschiedenen Segmente der Gesellschaft (Gruppen, Klassen, etc.) werden durch Parteien/Politiker anteilig vertreten 
· Politische Macht wird anteilig auf die verschiedenen Akteure/Parteien verteilt 
· Ziel Integration 
· Resultat-> Verhältniswahlrecht: Stimmenanteile in Wahlkreisen mit mehreren Sitzen, je grösser der Wahlkreis und je tiefer die Hürden (5% o.ä.), desto proportionaler das Wahlrecht 

[bookmark: _Toc122088209]Ansicht 2: Wahlen sollen stabile & Starke Regierung bestimmen 
· Politische Leistung belohnen, Versagen bestrafen 
· Klare Verantwortlichkeit/ Rechenschaftspflicht 
· Amtsinhaber soll effizient, ohne Reibungsverluste über Politiken entscheiden können und sie implementieren 
· Machtkonzentration 
· Resultat ->Mehrheitswahlrecht: Kandidat mit meisten Stimmen gewinnt, restliche Stimmen verfallen. Meist als Single-member district plurality / First past the post 
· Je näher ein Land am Idealtypus vom Mehrheitswahlrecht, desto kleiner die effektive Zahl der Parteien und desto disproportionaler die Wahlergebnisse 

[image: ]Effective number of parties


[bookmark: _Toc122088210]Duverger`s law: 
· Mehrheitswahlrecht ->2-Parteiensystem & Verhältniswahlrecht ->Vielparteiensystem 
· Mechanismen: 
· Mechanisch: Im MWR alle Stimmen für Nicht-Gewinner sind verloren 
· Psychologisch: Kein Sinn unter MWR für kleine/neue Parteien zu stimmen
· Empirisch: Zusammenhang nicht immer so eng, z.B. wegen regional unterschiedlichen Präferenzen, etc. 

Vor-/Nachteile der Systeme in Bezug auf demokratische Stabilität: 
Verhältniswahlrecht: 
· + Kleine Gruppen/Interessen können vertreten werden
· + Koalitionsregierungen
· - Wenig Zurechenbarkeit von Leistungen/ Versagen 
· - Wenig Chancen, den Amtsinhaber zu bestrafen 
· - Höhere Chancen für extreme Parteien
Mehrheitswahlrecht:
· - Null-Summen-Spiele / «Wir gegen die anderen» -Logik 
· + Anreiz, sich am Median-Wähler auszurichten 

[bookmark: _Toc122088211]Parteien und Parteiensysteme: 
[image: ]

· Definition: Organisierte Zusammenschlüsse gleichgesinnter Staatsbürger zur Förderung gemeinsamer politischer Angelegenheiten 
· Aggregation von Präferenzen
· Kommunikation politischer Entscheidungen, Rekrutierung von Personal, Kontrolle anderer Akteure/Parteien (Vote seeking, Office seeking, Policy seeking) 
· Standard: Aggregieren exogen gegebene Präferenzen der Bürger 
· Alternativ: Formieren Präferenzen der Bürger (Schumpeter); liefern «Cues» 
· Theorien zu Parteisystemen: Cleavage, Lippset/Rokkan, Soziale/kulturelle identität, 2-Dimensional, etc. 
· Zentraler Konflikt der Nachkriegszeit: Staat (links, Ungleichheiten beseitigen/begründen, Skepsis in Fairness von Märkten, etc.) vs. Markt (rechts, Ungleichheiten sind zu akzeptieren, Markt als bester Regel-Ursprung)
· Heute neue Konfliktlinien GALTAN (kulturell) 

Parteiendifferenztheorie:
· Macht es einen Unterschied für die Policies, welche Partei an der Macht ist? ->gem. Parteiendifferenztheorie: Ja
· Andere Studien kommen aber zum Schluss, dass der Einfluss von liberal oder konservativ, recht oder links geführten Regierungen keinen signifikanten Unterschied mache, sondern andere Faktoren relevant seien: 
· Funktionale Notwendigkeit/Externe Zwänge (Man ist den Märkten, der internationalen Wirtschaftslage, den Unternehmen, etc. ausgeliefert) 
· Länder mit mehr Rentnern haben automatisch mehr Sozialstaat (Innerer Zwang, der durch Demographie, nicht links-rechts-Kampf bestimmt wird)
· Institutionen wie Föderalismus, Koalitionsnotwendigkeiten, etc. hebeln den Parteienwettbewerb aus 
· Politik-Erbe: Neue Regierung kann nicht neu starten, sondern muss dort beginnen, wo die alte aufgehört hat 
· Ausserdem: Sozialdemokraten sind nicht in allen europ. Ländern gleich links, Konservative nicht gleich rechts, etc. 
[image: ]Bsp. Bi-variates Modell (Hibbs, Tufte): 
X-Achse ist politische Position der Regierung,
Y-Achse ist Ausgaben für Sozialstaat 



Erweiterung in der Sozialpolitik: Alte & neue Sozialpolitiken und politische Akteure Häusermann et al. 2013: 
New policies = Neue soziale Risiken, wie Mutterschaftsschutz, mehr investieren in Bildung, Geld für Integration von Flüchtlingen und arbeitslosen Jugendlichen in den Arbeitsmarkt, sonstige Aktivierungsmassnahmen 
-> Arbeitslosigkeit von Anfang an vermeiden

[image: ]

Positionen der politischen Akteure bezüglich den verschiedenen (Old/New) Policies 
z.B. Aktivierung finden neue Linke gut, auch Arbeitgeber/Liberale, hingegen Konservative und auch die alte Linke sind eher weniger dafür 

[image: ]


[bookmark: _Toc122088212]VL10 «Verhandlungs- vs. Wettbewerbsdemokratie» vom 23.11.2022

[bookmark: _Toc122088213]Demokratiemodell 1- Pluralismustheorie/ Gruppenpluralismus 
· Truman 1962: Governmental Process. Political Institutions and Public Opinion (1962)
· Wettbewerb um Einfluss zwischen sozialen Gruppen
· Interessenverbände strukturieren Interaktion Bürger<->Staat
· Organisierte soziale Interessen übern Einfluss auf Staat aus 
· Staatliche Politik reflektiert Kraft& Richtung der organisierten Interessen 
· Mässigungsmechanismen: Bildung einer Organisation provoziert Bildung einer Gegenorganisation; Überlappende Mitgliedschaften 

[bookmark: _Toc122088214]Theoretische Kritik Pluralismus:
· Nicht alle Gruppen gleichermassen organisations- & konfliktfähig (Offe) 
· Kleine Gruppen haben prinzipiell bessere Organisationschancen (Olson, vgl. auch: 10) 
· Grundannahme, dass Staat nicht selbst agiert, sondern Ansatzpunkt von Kräfteinteressen ist, ist wenig plausibel 

[bookmark: _Toc122088215]Kritik an Pluralismus auf empirischer Basis 
· Schmitters 1997 
· Verbände in Politik miteinbezogen, übernehmen Aufgaben bei Politikformulierung und -implementierung ->werden quasi-staatliche Akteure
· Logik des Gruppeneinflusses ≠ Durchsetzen/Zurückdrängen, sondern =Verhandeln/Junktimieren (Ohne das eine geht das andere nicht, Win-Win-Situation)
· [bookmark: _Toc122088216]Bsp. Sozialpolitik CH, Konjunkturpolitik AT und DE 

Demokratiemodell 2 – Mehrheits-/Wettbewerbsdemokratie (Westminster Model) 
· Regierung basierend auf Volksmehrheit 
· Wettbewerb über politischen Einfluss und Macht im Sinne «Winner takes it all» 
· Zentrale Entscheidungstechnik = Mehrheitsentscheid 
· Regierung und Opposition oft abwechselnd an der Macht 
· Garantie: Frei/Faire Wahlen 
· Voraussetzung: Keine tiefen und multiplen gesellschaftlichen Spaltungen 
· Mässigung in moderaten Systemen: Checks and Balances 

[bookmark: _Toc122088217]Kritik Westminster-Model
· Nur bei +/- gleich grossen gesellschaftlichen Lagern angemessen, keine strukturellen Minderheiten (könnten sonst auf die Idee einer Sezession kommen, wenn sie dauerhaft überstimmt werden), keine tiefen multiplen Spaltungen 
· Wahlbedingte Volatilität des Handelns der Regierungen (Tocqueville) 
· Können Regierungen Policies innerhalb einer Amtszeit implementieren? (Beamte sagen Yes, Sir! und hoffen, dass schnell eine neue Regierung kommt) 
· Können sie langfristige Ziele erreichen? (Jacobs 2011) 

[bookmark: _Toc122088218]Kritik an Westminster-Modell auf empirischer Basis
· Demokratien wie CH, AT, NL, BE sind nicht wirklich Wettbewerbsdemokratien, weil immer übergrosse Koalitionen (deutlich >50%), Opposition regiert mit, ist (in)formell eingebunden, zentrale Techniken sind Verhandeln & Kompromisse ->System basiert auf vielen (un-)geschriebenen Regeln, an die sich die Akteure halten 

[bookmark: _Toc122088219]Wettbewerbsmodelle vs. Verhandlungsmodelle 
· Pluralismus und Mehrheitsdemokratie sind grds. Wettbewerbsmodelle
· (Neo-)Korporatismus = Gegenstück zum Pluralismus 
· Konkordanz/ Proporz/ Konsens = Gegenstück zu Westminster-Modell 
· In beiden ist «Verhandeln» ein zentraler Punkt, sie sind also eher Verhandlungs- als Wettbewerbsdemokratien 

[bookmark: _Toc122088220]Entwicklung des Korporatismus 

· Die Literatur entdeckt in 1980er Jahren während makroökonomischen Steuerungen der Wirtschaft den Korporatismus 
· Ist aber riskant, weil Preise/Inflation hochgehen könnte
· Deswegen keynesianische Globalsteuerung wo Spitzenverbände viel mitentscheiden/ steuern 
· Doch gibt es den Korporatismus noch? 
· ->Ja, sagen einige, er habe nur seine Gestalt verändert  
· -> Nein, sagen andere, wegen Globalisierung, Liberalisierung, etc. gibt es ihn nicht mehr 
· Quantitative Forschung sagt, dass er relativ konstant geblieben ist über die Zeit, was eher für die 1. These sprechen würde 

[bookmark: _Toc122088221]Illustration: Pluralismus & Korporatismus in der COVID-Krise in der Schweiz 
· Stiller Korporatismus: Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände haben pragmatische und schnelle Regeln für Kurzarbeit, Lohnfortzahlungen, Einkommensentschädigungen für Selbstständige, etc. erstellt
· Liberaler Korporatismus: Finanzdepartement und Grossbanken haben in nächtlichen Verhandlungen innert wenigen Tagen ein System für Covid-Kredite geschaffen, wo der Staat Ausfallgarantien übernimmt 
· Pluralistische Druck-Aktionen: Kasimir Platzer geht an die Medien und zum BR um eine Öffnung der Gastro zu fordern, damit keine Betriebe Konkurs gehen und Arbeitsplätze verloren gehen 

[bookmark: _Toc122088222]Konkordanzdemokratie in der Schweiz 
· Lange historische Wurzeln (Lehmbruch 1967)
· Begann mit westfälischem Frieden 1648, der Regionen/ Ländern Autonomie gab und für Verhandlungen statt neuen Kriegen war
· Auch die helvetischen Stadtregierungen waren oft Proporz- / kompromissorientiert 
· Grundproblem: Keine homogene Gesellschaft, viele strukturelle Gruppen/ Minderheiten (Religiös, regional, etc.) 
· Integration der Wähler durch Gruppenidentität
· Institutioneller Verstärker: Direkte Demokratie (Neidhart 1970), Kollegialregierung 

[bookmark: _Toc122088223]Konkordanzdemokratie in den Niederlanden 
· Pacificatie 1917: «Versäulung» der Gesellschaft («Bubbles»), wobei nur die Eliten mit den anderen Eliten redeten, die einfachen Leute blieben in ihrer Säule 
· Kernelemente: Grosse Koalitionen/Machtteilung, Gegenseitiges Veto, Proporz/Parität, Autonomie der gesellschaftlichen Segmente 
· Consociational Democracy 

[bookmark: _Toc122088224]Konsensdemokratie – Fortführung & Modifikation der Consociational Democracy 
· Demokratie-«Ingenieur» Lijphart: Patterns of Democracy 
· Hat 2 Dimensionen (Executives parties und Federal-unitary) 
· Hier Fokus auf 1. Dimension, weil in vielerlei Hinsicht bedeutsamer auf politischen Output

[bookmark: _Toc122088225]Wettbewerbs- vs. Konsensdemokratie 
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Zahlreiche Ergänzungen, z.B. um Institutionen durch Bernauer/Vatter 2019 

[bookmark: _Toc122088226]Kritiken dieser Dimension/ dieses Models: 
· Konkordanzdemokratie (aber nicht Konsens-Demokratie) bedingt hohe Integration der Segmente & Folgebereitschaft der Mitglieder (=Eliten, die für ihr Segment verbindlich verhandeln können) 
· Proporzregeln ->Zersplitterung 
· Hohe Entscheidungskosten (Zeit!) 
· Blockadeanfälligkeit, Gefahr der «Minderheits-Tyrannei» (missbräuchliches Ausnutzen von Vetopositionen) 
· Bürger als passiv angesehen, Intransparenz, Verhandeln hinter geschlossenen Türen, «Demokratie ohne Volk» (Germann 1976) 

[bookmark: _Toc122088227]Leistungsprofil der Konsens-/Konkordanzdemokratie: 
· Stabilität in gespaltenen Gesellschaften, Kooperation im Sinner einer win-win-Situation (weniger Nullsummen-Spiele) 
· Autonomieschonung von Segmenten, Minderheitenschutz, «kinder, gentler form of democracy» (Lijphart) 
· Zufriedenheit mit Demokratie grösser, Ungleichheit kleiner (Armingeon 2002, Bernauer/Vatter 2012, 2019) 
· Generell nicht schlechter im Output Bereich Wirtschaft & Soziales 
· Braucht Vergleich mit Wettbewerbs-Demokratie nicht scheuen, in einigen Bereichen wahrscheinlich sogar besser 

[bookmark: _Toc122088228]VL11 «Präsidentielle, direkte und deliberative Demokratie» vom 7.12.2022 

[bookmark: _Toc122088229]Teil 1: Präsidentielle Demokratie  

[bookmark: _Toc122088230]Zentrale Kriterien 
· (Nicht-)Abberufbarkeit der Regierung durch Legislative ->Wenn nicht, dann präsidentiell
· Unabhängigkeit Parlament-Regierung, aber der Präsident (mit Vetorechten) muss mit dem Parlament kooperieren (Divided government) 

[bookmark: _Toc122088231]Beispiel USA 
· Nicht-Abberufbarkeit der Regierung, Direktwahl Präsident (bzw. via Electoral College) 
· Staatschef & Regierungschef in einer Person, kann aber Parlament nicht auflösen 
· Relative Unabhängigkeit Regierungspartei <-> Regierungschef =>Locker gefügte Parteien mit schwächerer Fraktionsdisziplin 

[bookmark: _Toc122088232]Formen des Semipräsidentialismus 
· Regierungschef durch Parlament abberufbar, Bsp. Frankreich:
· In Volkswahl gewählter Präsident ernennt Regierungschef, kann ihn aber nicht entlassen, keine geschlossene Exekutive 
· Präsident kann Parlament auflösen, Neuwahlen ansetzen, neuen Regierungschef ernennen & hat Verantwortung für Aussenpolitik & Armee 
· Er bestimmt Leitlinien der Politik & leitet Kabinettssitzungen
· Problem: Cohabitation 
· Weitere Beispiele: Fin, At, Ire, Ice, etc. 

[bookmark: _Toc122088233]Weitere Merkmale 
· Weniger deutliche Schlüsselposition der Parteien bei Besetzung politischer Ämter 
· Grosse Macht Amtsinhaber, Missbrauchspotenzial hin bis zu autoritär-populistischem System 
· Häufig jedoch (z.B. USA) beschränkte Macht des Amtsinhaber, Gridlock-Gefahr, kurzatmige Politik 
· Gegenstrategien des Präsidenten: Medien, Macht konzentrieren in seinem Büro, Ämterpatronage, Gerrymandering, Demagogie 

[bookmark: _Toc122088234]Vorteile 
· Grössere Handlungsfähigkeit 
· Direkte Legitimierung des Staatsoberhaupts 
· Mehr Beteiligungschancen für Wähler 
· Erfolge bei Konsolidierung der D (behaupten zumindest Fans des Präsidentialismus) 

[bookmark: _Toc122088235]Nachteile 
· Weit weniger leistungsfähig als häufig vermutet 
· Keineswegs zwingend «Politik aus einem Guss» 
· Häufig Manipulation der Wirtschaft aus Wahlzwecken
· Trennung Parlament-Regierung erschwert Gesetzgebung 
· Konflikte mehr betont als Kooperation 
· Empirisch: Beschränkte Erfolge bei D-Konsolidierung 
· Besonders toxische Konstellationen: 
· Polarisiertes Parteiensystem 
· Präsident vs. Bürger-Opposition (z.B. Gelbwesten) 
· Präsident + Polarisiertes System + Checks & Balances 

[bookmark: _Toc122088236]Fazit: Ein tendenziell überschätztes System mit viel Gefahrenpotential ? 

[bookmark: _Toc122088237]Teil 2: Direkte Demokratie 

[bookmark: _Toc122088238]2 Perspektiven: 
· Contra DD: Repräsentations-D leistungsfähiger, besser für grosse Länder, komplexe Politiken; vermeidet wandernde Mehrheiten und DD= «Prämie für Demagogen» 
· Pro DD: Politische Beteiligungschancen, politische Schulung der Bürger, integrative Funktionen 
· Illustration MEI 2014 – Konflikt Responsibility/Responsiveness und schwieriges Verhältnis CH-Volk zu EU  
· Begrenzte Rationalität des DD-Entscheids: Obwohl Initiative in Implementation gescheitert ist, wird sie weiterhin von grossem Teil der Bevölkerung unterstützt
· Problematik von Werten, Partei-Cues und Heuristiken 

[bookmark: _Toc122088239]Volksabstimmungen im Vergleich
· Ch eindeutig Land mit meisten Volksabstimmungen, aber bei weitem nicht das Einzige (Italien, Neuseeland, Irland, usw. ) 
· Gewisse US-Bundesstaaten ebenso oder sogar noch direktdemokratischer als CH 
· Instrumente in CH: Oblig. & Fak. Referendum & VI 

[bookmark: _Toc122088240]Schlussfolgerungen zur DD von Manfred Schmidt: 
1. Vergrössert Beteiligungschancen 
2. Niedrigere Beteiligung <50% (Vgl. VL1, Entscheidende Mehrheit = 20% der Wohnbevölkerung) 
3. Mehr politisch geschulte Bürger (aber CH nicht das Land mit höchstem politischem Interesse und Wissen) 
4. Bremst Staatstätigkeit rätschenförmig: Frauenstimmrecht, Wahlrecht, AHV 
5. Eher wirtschaftsliberal, kulturkonservativ, Status-Quo-orientiert, entscheidungsschwach (->EU, AHV)
6. Überproportionale Beteiligung von Wählern mit hohem sozio-ökonomischem Status & fester Verwurzelung im Land 
7. Diskriminierung von Regionen (Romandie in der EU- & Staatseingriffs-Frage) und Tyrannei der Minderheit (Bremspotenzial der kleinen Deutschschweizer Kantone) 
8. Erschwert kohärente Politiken: Wandernde Mehrheiten wegen wechselnden Koalitionen in versch. Kampagnen 
9. Fakultatives Referendum fördert Konkordanz & Intransparenz  
10. Minderheitenschutz für in-groups (Schweizer); Diskriminierungspotenzial gegenüber out-groups (Ausländer) 
11. Regierungsfreundliche Demokratie (Hohe Erfolgsrate des BR bei VI (92%), fak. Referendum (76%) und oblig. Referendum (65%) , Sciarini/Tresh 2022) 
12. Unterschiedliche Wirkung DD-Instrumente: VI=Gaspedal, Fak. R= Bremse 
13. Schwächt tendenziell Parteiensystem & -wettbewerb 
14. Wirkt integrativ (ausgebaute Opportunitätsstrukturen) & stabilisiert gegen «big government» 
15. Kontext entscheidend: Schweiz <->Kalifornien 
16. Beispiel CH zeigt: Viel D vereinbar mit gesellschaftlicher Stabilität & wirtschaftlichem Erfolg (≠>Demokratiekritik) 


[bookmark: _Toc122088241]Fait: Viele helle, aber auch viele dunkle Seiten dieser Demokratieform 

[bookmark: _Toc122088242]Teil 3: Deliberative Demokratie 

[bookmark: _Toc122088243]Grundsätzliches/ Idee
· Eine normative Theorie mit Fokus auf Input durch Bürger, Beteiligung , Diskutieren, Teilhaben, Deliberation , Argumente/Verständnis-orientierte Politik 

[bookmark: _Toc122088244]Kritik an der deliberativen Demokratie
· Optimistisches Bild eines kompetenten, interessierten, eher gemeinwohlorientierten Staatsbürgers 
· Aber: Orientierung am Eigennutzen?
· Kenntnis der eigenen Präferenzen?
· Zeit?
· Politische Kompetenz/ Ressourcen? 
· Diskriminierend: Nur offen für engagierte, rhetorisch begabte, intelligentere Leute->soziale Selektivität (Deliberation = Diktatur des Sitzfleischs) 
· Überschuss an Beteiligung & Ansprüche an das politische System /Dauerdiskussionen 
· Effektivität/Effizienz vernachlässigt 
· Hohe Komplexität moderner Politik erschwert Deliberation über alle Bereiche hinweg 
· Wenig empirische Forschung (aber: Bächtinger, Steiner, Steenbergen) 
· Auch in Deliberation findet systematisch verzerrte Kommunikation statt
· Überschätzung der Sprache, kann zu «Trompete des Krieges» werden (Hobbes) 
· Knappheit der «Kunst des Zuhörens»
· Herrschaftsfreier Diskurs: Wenn niemand zum Deliberation Day geht? 
· Institutionenordnung für grosse D mit Millionen Menschen? 
· Zielkonflikt Deliberation: Letztendlich nur für weniger geeignet, mit Beteiligung von möglichst vielen 

[bookmark: _Toc122088245]Fazit: Eine normative Theorie mit wenig empirischer Forschung und vielen kritischen Fragen aus anderen Bereichen der Demokratieforschung 



[bookmark: _Toc122088246]VL12 «Bürger und Demokratie» vom 14.12.2022 

[bookmark: _Toc122088247]Perikles reloaded
· D bringt das Beste in uns heraus & führt zu den besten Ergebnissen 

[bookmark: _Toc122088248]Achen/Bartels 2016: Kritik der «Folk Theory of Democracy» 
· Frühe amerikanische Wahlforschung (Cambell et al. 1960): Bürger haben wenig politisches Interesse, Wissen und ideologische Orientierung, «sind fast unfähig, wissen wenig und verstehen nicht» ->entspricht sicher nicht der Sicht von Perikles! 
· Auch moderne Studien zeigen tiefes Interesse und tiefen Wissenstand an Politik bei den normalen Bürgern 
· Wähler bestrafen Politiker auch für Dinge, die nicht in ihrer Verantwortung liegen (unvorhersehbare Naturkatastrophen, etc. ) 
· «Economic voting»: Der Zeithorizont bei Wählern ist viel kürzer als Amtsdauer der Regierung. Die letzten Monate/Wochen vor der Wahl sind viel entscheidender als der ganze Rest der Amtszeit 

[bookmark: _Toc122088249]Kritik von Russel Dalton (2022)
· Vergleicht outcomes mit Präferenzen: Wählt ein Wähler eine Partei, die einigermassen nahe an den politischen Präferenzen des Wählers liegt? 
· Wählen sei wie andere Entscheidungen im Leben, wo man Freunde & Bekannte um Rat fragt oder andere Heuristiken benutzt
· Cues (Winke/Zeichen) sind zentral – durch Familie, Freunde, Partei, Organisationen, etc. 
· Interessen, Wissen, Parteiidentifikation verringern nur wenig den representation gap; wenig bedeutsame/ signifikante Korrelationen 
· Vorgehen: Vergleich Einstellungen der Wähler (European Social Studies ESS) zu den Politikern (CHES) 

[bookmark: _Toc122088250]Die Kontroverse

«Können normale Leute, die mit ihrem Leben beschäftigt sind und keine Erfahrung mit policy-making oder öffentlicher Verwaltung haben, tun, was Demokratietheorie-Experten von ihnen erwarten? Können sie Policy Präferenzen formulieren, herausfinden, wie Kandidaten zu diesen Themen stehen, Vorurteile und Gruppendruck beiseiteschieben und schlussendlich den Kandidaten wählen, der ihre Policy-Meinungen am besten vertritt?» 
· Achen/Bartels(2016): Nein
· Dalton 2022: Ja, wenn man nur das Endergebnis anschaut, denn es kommt nicht so sehr auf Interesse & Wissen darauf an, sondern die Heuristik der Nutzung von Cues ist ausschlaggebend! 


1

image3.emf



Ein umfassendes Demokratiekonzept (Merkel) 
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Globalisierung



Ø Das Kongruenz-Problem (David Held)



Ø Das Trilemma: Nationalstaat, 
Globalisierung, Demokratie (Dani Rodrik): 
Pick only two!
– Rodrik, Dani (2000): How Far Will International 



Economic Integration Go?,Journal in: Journal of 
Economic Perspectives 14, 177-186.



5. und 12. Oktober 
2022 



Vorlesungen # 3 und 4: Demokratiekritik Seite 42
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Pfade zur Demokratie: Typen 
des Übergangs



– (1) Re-Demokratisierung nach Besatzung 
(primär von aussen angestossen): Belgien, 
Dänemark, Niederland, Norwegen nach dem 
Zweiten Weltkrieg.



– (2) Wiedereinführung der Demokratie durch 
Besatzungsmacht nach der Kapitulation des 
autokratischen Systems: Deutschland, Italien, 
Japan nach dem Zweiten Weltkrieg.



– (3) Übergang zur Demokratie wird durch Eliten 
des alten Systems angestossen oder zwischen 
massgebenden Gruppen des alten Regimes und 
der Opposition paktiert: Griechenland, Portugal 
Spanien in den 1970er Jahren.
– Colomer, Josep M. (1991): Transitions by Agreement: Modeling 



the Spanish Way, in: American Political Science Review 
85, 1283-1302. 
https://www.cambridge.org/core/article/transitions-by-
agreement-modeling-the-spanish-way, p. 1285
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https://www.cambridge.org/core/article/transitions-by-agreement-modeling-the-spanish-way


Leo Aschwanden


Nicht immmer direkt unterstützt von der Bevölkerung, in DE brauchte es ca. 20 Jahre, bis die Demokratie wirklich akzetiert wurde. 
Es klappte auch, weil gute Beidngungen (s.u.) /Voraussetzungen gegeben waren











P f a d e   z u r   D e m o k r a t i e :   T y p e n  

d e s   Ü b e r g a n g s

– ( 1 )   R e - D e m o k r a t i s i e r u n g   n a c h   B e s a t z u n g  

( p r i m ä r   v o n   a u s s e n a n g e s t o s s e n ) :   B e l g i e n ,  

D ä n e m a r k ,   N i e d e r l a n d ,   N o r w e g e n   n a c h   d e m  

Z w e i t e n   W e l t k r i e g .

– ( 2 )   W i e d e r e i n f ü h r u n g   d e r   D e m o k r a t i e   d u r c h  

B e s a t z u n g s m a c h t   n a c h   d e r   K a p i t u l a t i o n   d e s  

a u t o k r a t i s c h e n   S y s t e m s :   D e u t s c h l a n d ,   I t a l i e n ,  

J a p a n   n a c h   d e m   Z w e i t e n   W e l t k r i e g .

– ( 3 )   Ü b e r g a n g   z u r   D e m o k r a t i e   w i r d   d u r c h   E l i t e n  

d e s   a l t e n   S y s t e m s   a n g e s t o s s e n o d e r   z w i s c h e n  

m a s s g e b e n d e n G r u p p e n   d e s   a l t e n   R e g i m e s   u n d  

d e r   O p p o s i t i o n   p a k t i e r t :   G r i e c h e n l a n d ,   P o r t u g a l  

S p a n i e n   i n   d e n   1 9 7 0 e r   J a h r e n .

–

Co lo m e r ,   Jo se p   M . (1 9 9 1 ):   T r a n si t i o n s by Ag r e e m e n t :   M o d e l i n g  

th e S p a n i sh W a y,   i n :   A m e r i ca n   P o l i t i ca l   S ci e n ce   R e vi e w  

85, 1283 - 1302.  

h t t p s: / / w w w . ca m b r i d g e . o r g / co r e / a r t i cl e / t r a n si t i o n s - by -

agr eem ent - mo d e l i n g - th e - sp a n i sh - wa y , p . 1 2 8 5
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Das Problem: Autokratisierung oder ‘Democratic backsliding’



!""#$%&'()#"" *$+,#--#"$./$%0"123(4$56789:$!$,'0(1 ;#<3 =-$#>,=?(#,0@#,0=" 0A '3(3B$;'#, 0A "3; #2=>, 0,CD$E3)=?(#,0@#,0="D$6FBGD$879HI888JD$EK.B$
87/87L7M8JH87JNG/6789/8HL6769D$'03($O/$8777$



Ø Alternative !"#$%&&"'&($')*+,-$.+%/%"$*0#1'2"3,4$.+%4 5.4-/6%2%0#1'7Backsliding entails a deterioration of qualities
associated with democratic governance, within any regime» 
Ø Waldner, David/Lust, Ellen (2018): Unwelcome Change: Coming to Terms with Democratic Backsliding, in: Annual Review of Political Science 



21, 93-113, hier 95)



Ø Vorteil Autokra'sierung: Oberbegriff für drei Prozesse: Democra'c Recession; Democra'c breakdown, 



Autocra'c consolida'on
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Leo Aschwanden


BAcksliding erfasst die autocratic consolidation nicht, also wenn eine autokratie noch autokratische/totaitärer werdne
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Autokratisierung: Empirie
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Autokratisierung: Empirie
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Globalisierung, De-Nationalisierung und die Herausforderungen der Demokratie



9.11.2022 Vorlesung # 8: Demokratie und De-Nationalisierung: EU Seite 12










G l o b a l i s i e r u n g ,   D e - N a t i o n a l isierungund die Herausforde r u n g e n d e r   D e m o k r a t i e

9 . 1 1 . 2 0 2 2   V o r l e s u n g   #   8 :   D e m o k r a t i e   u n d   D e - N a

t

ionalisierung: EU S e i t e   1 2
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Wahlen und Wahlsysteme
• Effektive Anzahl von Parteien



16.11.2022 Vorlesung # 9: Formen und Folgen des 
Parteienwettbewerbs Seite 13



• 2 Parteien, beide 50%   ENP=2
• 5 gleich starke Parteien (jede 20: ENP=5
• 1 dominante Partei (80%), und viele  
kleinere  (<10%): ENP nahe an 1










W a h l e n u nd Wahlsystem e • E f f e k t i v e A n z ahlvon Parteien

1 6 . 1 1 . 2 0 2 2

Vorlesung # 9: Formen 

u

n d   F o l g e n   d e s  

Parteienwettbew e r b s

S e i t e   1 3

•   2   P a r t e i en, beide 50%   ENP=2

•   5   g l e i c h   starke Parteien (jede 20: ENP=5

•   1   d o m i n ante Partei (80%), und viele  

k l e i n e r e     ( <10%): ENP nahe an 1


image11.emf



Zusammenfassung



ØWahlen und Wahlsysteme: Wahlrecht hat Folgen für soziale und 
politische Integration und Regierungsformen (-> nächste VL)



ØParteien und Parteisysteme: Die Nützlichkeit und Notwendigkeit der 
Parteien für die Demokratie, Konfliktlinien



ØParteidifferenzthese: Von Präferenzen der Bürger:innen zu staatlichen 
Politiken 
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Parteiendifferenztheorie



• Bi-variates Modell: Hibbs, 
Tufte
• Multi-variates oder bi-



variations Modell mit 
Interaktionsterme, 
[konditionales Modell] 
(Regierungsform, Koalition) 
• Illustration einfaches bi-



variates Modell 
(Mittelwerte 1990-2018; 
CPDS, keine CEEC)
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Leo Aschwanden


Machen Parteien tatsächlich einen Unterschied? Gem. Parteiendiferenzthese: Ja!





Leo Aschwanden


Andere Studien: Nein, es macht keinen Unterschied ob konservativ oder liberal regiert wird

->Funktionale Notwendigkeiten (Man ist den Märkten ausgeliefert, etc.) 

->Reiche Länder haben höheren Sozialstaat, je mehr Rentner desto mehr SOzialausgaben. 
Sozialolitik also durch Demographie, nicht Links-Rechts-Kampf bestimmt

->Institutionen wie Föderalismus, etc. hebeln Parteienwettbewerb aus
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Aktueller Einstieg: das Kongruenz-Problem



21.9..2022 Vorlesung 1: Einführung Seite 8



Held, David (1991): Democracy, the nation-state and the global system, 
in: International Journal of Human Resource Management, 20, 138-172





Leo Aschwanden


Problem, wenn diese zwei nicht mehr dieselben sind
Die Kongruenz zwischen Nationalstaat und grösseren Kontext ist nicht mehr gegeben
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Eine Uebersicht
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Coppedge, 
Michael/Gerring, 
John/Altman, David, et al.
(2011): Conceptualizing
and Measuring
Democracy: A New 
Approach, in: Perspectives
on Politics 9, 247-267, 256
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